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Vorwort 

Art. 24 Abs. 1 a GG normiert in Gestalt der „grenznachbarschaftlichen  Zu-
sammenarbeit" einen neuartigen Typus staatenübergreifender  Kooperation. Er 
könnte sich über das konkrete Anwendungsbeispiel der bundesrepublikanischen 
Verfassung hinaus als strukturbildendes Element verfassungsstaatlicher  Integra-
tionsoffenheit  etablieren und so auf seine Weise einen Beitrag zur Erfolgsge-
schichte des kooperativen Verfassungs- und Verwaltungsstaates leisten. Das 
umso mehr, weil angesichts des europäischen Konstitutionalisierungsprozesses 
die überkommene Staatslehre in einer von vorneherein europäisch konzipierten 
Verfassungslehre  aufgeht. Der akademische Lehrer der Verfassers,  Prof.  Dr. Dr. 
h.c. mult. Peter  Häberle , hat im Jahre 2001/02 dazu eine disziplinbegründende 
Monographie vorgelegt. Ihr verdankt vorliegende Untersuchung wegleitende In-
spirationen, vor allem auch die Ermutigung, tradierte staatsrechtliche Kategori-
en in Frage zu stellen. Diesbezüglich sei aber auch Konrad  Hesse mit einem 
vielzitierten Dictum (Baden-Baden 1999) zum klassischen Vorbild berufen: 
„Wir leben (...) von dem Gedankengut einer Welt, die nicht mehr die unsere ist 
(...) und in den tiefen Wandlungen des ausgehenden 20. Jahrhunderts ihren Un-
tergang gefunden hat." 

Diese Wandlungs- und Umbruchsprozesse beleuchtet vorliegende Arbeit am 
Beispiel neuer Kooperationsformen jenseits der Staatlichkeit. Dass es den ko-
operierenden Verfassungsstaat längst gibt und seine Wirklichkeit - manchen 
Rückschlägen in Folge des Irak-Konflikts zum Trotz - alle weiteren Integrati-
onsprogramme steuert, ist ihre Prämisse.  Dass Kooperation selbst zum Mittel 
politischer Einheitsbildung wird und, um mit Herman  Heller  zu sprechen, 
„Handlungs- und Wirkungseinheiten" über den Nationalstaat hinaus schafft,  ist 
ihre These.  Dass kooperative Öffnungsmechanismen  in noch weit stärkerem 
Maße als heute die europäische Verfassungszukunft  prägen werden, ist ihre 
Hoffnung.  Solch „wissenschaftlichen Optimismus" zu wagen, wo handwerklich 
sauberes und methodisch abgesichertes juristisches Arbeiten die notwendige 
,3odenhaftung" garantiert, gehört zum Credo von Professor  Häberle.  In seinem 
Bayreuther Seminar, bewusst in der Tradition von Rudolf  Smend  und Konrad 
Hesse geführt,  hat er es stets begeistert  und begeisternd  gelebt. Nicht nur des-
halb ist diese Arbeit dem verehrten Lehrer in herzlicher Dankbarkeit gewidmet. 

Sie trägt auch darüber hinaus die Handschrift  des wissenschaftlichen Men-
tors, unermüdlichen Ratgebers, engagierten Pädagogen und konstruktiven Kriti-
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kers: die Freiheit in Themen- und Methodenwahl bis hin zur möglichst plurali-
stischen Literaturauswertung; die kulturwissenschaftliche Erschließung rechts-
wissenschaftlicher Fragestellungen; die komparatistische Dimension; die Aus-
einandersetzung mit Klassikertexten, die Offenlegung  des Vorverständnisses 
und der Versuch, allem „Kästchendenken" entschieden entgegenzutreten. An 
letzterem hat zudem der beständige Austausch mit Freunden und Kollegen, 
gerade auch ausländischen Gastwissenschaftlern im Rahmen des von Professor 
Häberle  geleiteten „Bayreuther Instituts für Europäisches Recht und Rechts-
kultur" bzw. seiner „Forschungsstelle für Europäisches Verfassungsrecht",  ent-
scheidenden Anteil. Nicht minder stark wiegt das stets offene  wissenschaftliche 
Gespräch mit und die stetige Unterstützung von Prof.  Dr. Rudolf  Streinz  -
schon währende des Studiums, ebenso zur Zeit der Dissertation, vor allem wäh-
rend der Habilitationsphase. Für diese wertvolle Begleitung und die ungemein 
rasche Erstellung des Zweitgutachtens gilt ihm großer Dank. 

Die Arbeit wurde von der Rechts- und Wirtschaftswissenschaftlichen  Fakul-
tät der Universität Bayreuth im Sommersemester 2002 als Habilitationsschrift 
angenommen. Literatur und Rechtsprechung konnten für die Druckfassung ver-
einzelt bis Ende 2002/Anfang 2003 eingearbeitet werden. Dem Dekan, Prof.  Dr. 
Peter  Oberender,  dem Professorium und allen Fakultätsmitgliedern sei für täti-
gen Rat, hilfreiche Gesprächsbereitschaft  und die zügige Durchführung  des Ver-
fahrens ebenso gedankt wie der Deutschen Forschungsgemeinschaft  für die 
großzügige Gewährung einer Druckkostenbeihilfe.  Dank für vielfältige Anre-
gungen, geduldiges Zuhören und persönliches Verständnis schulde ich zahlrei-
chen Freunden und Kollegen, von denen drei besonders hervorgehoben seien: 
Herr Privatdozent Dr. Lothar  Michael  (Bayreuth), Herr Rechtsanwalt Dr. Stefan 
Vetter  (Berlin) und Herr Personalreferent  Christian  Ziegler  (Hamburg). Meinen 
Eltern danke für ihre außerordentliche Unterstützung von Studienbeginn bis 
zum Abschluss der Habilitation. Für wertvolle technische Unterstützung bei der 
Anfertigung des Manuskripts danke ich Frau Angelika  Popp und Frau Helga 
Walther.  Die Formatierungsarbeiten hat zuletzt Herr Rechtsreferendar  Andre 
Hupka  mit größter Sorgfalt  betreut. Ihm sei ebenso gedankt wie Herrn Benja-
min von Engelhardt  für sein genaues Korrekturlesen unter hohem Zeitdruck 

Herrn Prof.  Dr. h.c. Norbert  Simon  und dem Hause Duncker  & Humblot 
schulde ich vielfachen Dank für die Verlagsbetreuung seit meiner Dissertation. 
Auf das kritische Interesse von Wissenschaft und Praxis darf  ich hoffen. 

Bayreuth, im März 2003 Markus  Kotzur 
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Einleitung 

A. Gegenstand der Untersuchung 

Der Verfassungsstaat des 21. Jahrhunderts gewinnt seine Identität aus einem 
Geflecht internationaler und supranationaler Bindungen, aus einer Vielzahl 
regionaler und kommunaler Beziehungen diesseits wie jenseits staatlicher Gren-
zen. Kooperation, in Rechtstexten verbürgt, in der Rechtspraxis gelebt, w i rd 
zum unverzichtbaren Bestandteil seines Selbstverständnisses.1 Dass staaten-
übergreifendes  bzw. grenzüberschreitendes Miteinander öffentlicher  Körper-
schaften, gliedstaatlicher, regionaler oder lokaler Verwaltungsträger gerade i m 
konstitutionell verdichteten Europäischen Verfassungsraum 2 gute Tradit ion hat, 
vermag vor diesem Hintergrund kaum zu überraschen.3 Die vielgestaltigen 

1 P. Häberle , Der kooperative Verfassungsstaat (1978), in: ders ., Verfassung als öf-
fentlicher Prozess, 3. Aufl. 1998, S. 407 ff.;  ders.,  Verfassungslehre als Kulturwissen-
schaft, 2. Aufl. 1998, S. 177; später S. Hobe , Der kooperationsoffene  Verfassungsstaat, 
Der Staat 37 (1998), S. 521 ff. 

2 Begriffsprägend  wirkt vor allem der von R. Bieber/P. Widmer herausgegebene 
Sammelband L'espace constitutionnel européen (Der europäische Verfassungsraum, 
The European Constitutional Area), 2000. Für das Europarecht im engeren Sinne der 
EU vgl. das Bild von einem „konstitutionellen Rahmen", geformt aus den Verfassungen 
der Mitgliedstaaten einerseits, den Gründungsverträgen der EU andererseits, so A. Hat-
je , Die institutionelle Reform der Europäischen Union - der Vertrag von Nizza auf dem 
Prüfstand, Europarecht 2001, S. 143 ff., 146. 

3 Eine erste Literaturauswahl mag als Beleg dienen: J. Witmer , Grenznachbarliche 
Zusammenarbeit, 1979; W.  Hoppe/M.  Beckmann , Juristische Aspekte einer interkom-
munalen Zusammenarbeit beiderseits der deutsch-niederländischen Grenze, DVB1. 
1986, S. 1 ff; Ch. J. Autexier , Rechtsgutachten, in: Etudes et Documents du Centre 
d'Etudes Juridiques Françaises, 1993, S. 17 ff., 83 ff.; K.  Rennert y  Grenznachbarschaft-
liche Zusammenarbeit, FS E.-W. Böckenförde, 1995, S. 199 ff., 199 (m. w. N. in Fn. 4); 
V.  v. Malchus , Partnerschaft an europäischen Grenzen, 1975; M. Boîhe , Rechtsprobleme 
grenzüberschreitender Planung, AöR 102 (1977), S. 68 ff; M. Oehm, Rechtsprobleme 
Staatsgrenzen überschreitender interkommunaler Zusammenarbeit, 1982; B. Schlögel , 
Grenzüberschreitende interkommunale Zusammenarbeit, 1982; M. Mattar , Die Staats-
und landesgrenzenüberschreitende Zusammenarbeit in der Großregion Saarland-
Westpfalz-Lothringen-Luxemburg-Trier, 1983; E.G.  Mayer , Auslandsbeziehungen 
deutscher Gemeinden, 1986; U.  Beyerlin,  Grenzüberschreitende Zusammenarbeit be-
nachbarter Gemeinden und auswärtige Gewalt, in: A. Dittmann/M. Kilian (Hrsg.), 
Kompetenzprobleme der Auswärtigen Gewalt, 1982, S. 109 ff., 111 ff; H. Ch. Heber-
lein , Kommunale Außenpolitik als Rechtsproblem, 1989, S. 8 ff  (Bestandsaufnahme zu 
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Formen der Zusammenarbeit sind längst zum selbstständigen Forschungsfeld 
avanciert und von den unterschiedlichsten Wissenschaftsdisziplinen aufberei-
tet.4 Wie auf zahlreichen anderen Feldern auch, kann die Jurisprudenz dabei 
keineswegs den ersten Zugr i f f  für sich beanspruchen, sondern bleibt auf die ihr 
teils vorausliegenden, teils parallelen Ansätze der Kulturwissenschaften, der 
Pol i t ik- und Sozialwissenschaften angewiesen. Vor allem aber darf  sie ihre 
Augen nicht vor dem Funktionswandel moderner Staatlichkeit verschließen. Die 
bekannten Stichworte von Globalisierung, Internationalisierung und Europäisie-
rung skizzieren, wenngleich nur holzschnittartig und vorläufig,  ein Phänomen, 
das sich mit dem überkommenen Theoriegebäude klassischer Staaterechtswis-
senschaft nicht mehr erklären lässt. Pointiert formuliert  K.  Hesse: 

„Wir leben insoweit von dem Gedankengut einer Welt, die nicht mehr die unsere ist 
und, wie wir immer deutlicher sehen, in den tiefen Wandlungen des ausgehenden 20. 
Jahrhunderts ihren Untergang gefunden hat. Über ihre Grundlagen, bislang als gesi-
chert geltende Bestandteile der Staats- und Verfassungslehre,  ist die Geschichte hin-
weggegangen."5 

Diesen Mahnruf nur auf den Makrokosmos der gegenwärtig mit politischer 
Leidenschaft und großer juristischer Kunstfertigkeit  geführten Diskussion über 
eine „Europäische Verfassung" 6 zu verengen, hieße deren Prämissen zu verken-

Städte- und sonstigen kommunalen Partnerschaften),  S. 30 ff.  (zu grenznachbarlicher 
kommunaler Zusammenarbeit); J. Schwarze , Die Übertragung von Hoheitsrechten auf 
grenznachbarschaftliche Einrichtungen i. S. d. Art. 24 I a GG, FS E. Benda zum 70. 
Geburtstag, 1995, S. 311 ff., 311-313; A. Beck , Die Übertragung von Hoheitsrechten 
auf kommunale grenznachbarschaftliche Einrichtungen, 1995; H.-H.  Trute , Perspektiven 
grenzüberschreitender Zusammenarbeit, in: H.-G. Henneke (Hrsg.), Kommunen und 
Europa - Herausforderungen  und Chancen, 1999, S. 209 ff, 209; O. Kannler , Dezentra-
le grenzüberschreitende Zusammenarbeit und die Übertragung von Hoheitsrechten auf 
grenznachbarschaftliche Einrichtungen nach Artikel 24 Absatz 1 a des Grundgesetzes, 
1999, S. 10 ff,  S. 168 ff.;  Th.  Lott,  Neue Formen der grenzüberschreitenden Zusam-
menarbeit - Zugleich ein Beitrag zu Art. 24 Abs. 1 a GG, 1999; M. Niedobitek , Das 
Recht der grenzüberschreitenden Verträge, 2001, S. 64 ff.  Für die Schweiz: 
S. Breitenmoser , Regionalismus - insbesondere grenzüberschreitende Zusammenarbeit, 
in: D. Thürer/J.-F. Aubert/J. P. Müller (Hrsg.), Verfassungsrecht  der Schweiz, 2001, 
S. 507 ff. 

4 Für die politikwissenschaftliche Verwaltungsforschung siehe J. Beck , Netzwerke in 
der transnationalen Regionalpolitik, 1997, S. 21 ff.  (zu den Methoden); darüber hinaus 
P. Schmitt-Egner , „Grenzüberschreitende Zusammenarbeit" in Europa als Gegenstand 
wissenschaftlicher Forschung, in: G. Brunn/P. Schmitt-Egner (Hrsg.), Grenzüberschrei-
tende Zusammenarbeit in Europa, 1998, S. 27 ff. 

5 K.  Hesse , Die Welt des Verfassungsstaates - Einleitende Bemerkungen, in: M. 
Morlok (Hrsg.), Die Welt des Verfassungsstaates, 2001, S. 11 ff., 13. 

6 Der Beschluss über einen Verfassungskonvent unter Leitung des ehemaligen fran-
zösischen Staatspräsidenten Giscard d'Estaing auf dem EU-Gipfel von Laeken im De-
zember 2001 markiert einen weiteren Meilenstein auf dem Weg von der wirtschaftlichen 
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nen. Das in Gestalt der EU, des Europarates und der OSZE sich verfassende 
Europa erwächst nämlich von unten  nach oben, findet die ursprünglichsten 
Formen der politischen Gemeinschaftsbildung in kleinräumigen Einheiten, 
Gemeinden, Gebietskörperschaften,  kulturgeprägten Regionen, schließlich den 
Ländern oder Kantonen in den Bundesstaaten.7 Doch handelt es sich dabei stets 
um staatliche  oder subnationale  Untergliederungen, deren Europa konstituie-
rende Potenz noch immer national  bedingt und staatlich  vermittelt, in gewisser 
Weise mediatisiert  erscheint und, um die zweifelhafte,  aber nicht minder ge-
bräuchliche Formel von den „Staaten als den Herren der Verträge"8 abzuwan-
deln, den verzerrenden Eindruck von den „Staaten als Herren des Verfassung-
gebungsprozesses in Europa" nicht vollständig beseitigen kann. Demgegenüber 
sind staatenübergreifende  oder grenzüberschreitende Kooperationsformen, 
soweit mit eigener Rechtspersönlichkeit, gar mit eigenen Hoheitsrechten aus-
gestattet, stärker von aller Staatlichkeit gelöst und ein Stück weit „europaunmit-
telbar".  Sie entfalten originäre, Europa zugleich von unten und aus sich selbst 
heraus verfassende Kraft. 9 Die Geburt einer Europäischen Verfassungsgemein-
schaft aus dem Geiste der Verfassungsstaatlichkeit  wird um eine entscheidende 
Dimension erweitert: die konstitutionelle  Verdichtung  bzw.  Verflechtung 10 des 
Europäischen Verfassungsraumes durch die bürgerintegrierenden,  strukturbil-
denden Möglichkeiten kleinräumiger, von vorneherein jenseits staatlicher Gren-
zen entstehender Einheiten. Staatenübergreifende,  grenzüberschreitende oder 

zur politischen Gemeinschaft. Dazu SZ vom 17. Dezember 2001, S. 1, 2, 3, 4. Der 
Konvent kam erstmals am 28. Februar 2002 zusammen (SZ vom 28. Februar 2002, 
S. 9). 

7 Zu letzteren in ihrer weltumspannenden Dimension W.  Graf  Vitzthum,  Gliedstaaten 
auf dem Globus, VB1BW. 1991, S. 241 ff. 

8 Kritisch zu diesem Begriff  U. Everling,  Sind die Mitgliedstaaten der Europäischen 
Gemeinschaft noch Herren der Verträge?, FS H. Mosler, 1983, S. 173 ff.;  I.  Pernice,  in: 
H. Dreier (Hrsg.), Grundgesetz-Kommentar, Bd. 2, 1998, Art. 23, Rn. 21; siehe aber 
auch M. Heintzen,  Hierarchisierungsprozesse innerhalb des Primärrechts der Europäi-
schen Gemeinschaft, EuR 1994, S. 35 ff.,  41; J. C. Wichard,  Wer ist Herr im europäi-
schen Haus?, EuR 1999, S. 170 ff.;  zur Sicht des BVerfG  H.-P.  Folz,,  Kompetenzüber-
schreitende Akte von Organen der Europäischen Union - Die Sicht des deutschen Ver-
fassungsrechts, in: B. Simma/C. Schulte (Hrsg.), Völker- und Europarecht in der aktuel-
len Diskussion, 1999, S. 19 ff.,  32. 

9 V.  v. Malchus  gibt schon 1975 seinem Buch „Partnerschaft  an europäischen Gren-
zen" den Untertitel „Integration durch grenzüberschreitende Zusammenarbeit". Ihrem 
„Stellenwert im Prozeß der europäischen Integration" gelten S. 72 ff. 

1 0 Von „Verfassungsverflechtung"  spricht R. Bieber,  Verfassungsentwicklung der 
Europäischen Union: Autonomie oder Konsequenz staatlicher Verfassungsentwicklung, 
in: P. Ch. Müller-Graff/E.  Riedel (Hrsg.), Gemeinsames Verfassungsrecht  in der Euro-
päischen Union, 1998, S. 209 ff.,  215; ders. y  Der Verfassungsstaat im Gefüge europäi-
scher und insbesondere supranationaler Ordnungsstrukturen, in: D. Thürer/J.-F. Au-
bert/J. P. Müller (Hrsg.), Verfassungsrecht  der Schweiz, 2001, S. 97 ff.,  98 ff.,  102. 


